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Abschlusserklarung zur Konferenz ,Umweltvertragliches Fracking?“
am 24./25. Juni 2013 in Hannover
(Hannover-Erklarung)

Die drei geo- und umweltwissenschaftlichen Institutionen BGR, GFZ und UFZ diskutier-
ten mit nationalen und internationalen Fachleuten auf einer zweitagigen Konferenz na-
turwissenschaftliche und technische Aspekte zum ,umweltvertraglichen Fracking®. Die
Anwendung der Fracking-Technologie zur Gewinnung von Schiefergas wird in Deutsch-
land — insbesondere aufgrund von Berichten aus den USA — mit groRer Skepsis verfolgt.
Anliegen der Konferenz war es, einen Beitrag zu einem sachlichen 6ffentlichen Dialog zu
leisten und dabei den Wissensstand tber Chancen und Risiken des Frackings fur alle
Beteiligten nachvollziehbar zu machen.

Aus der Veranstaltung leiten wir die folgenden wesentlichen Schlussfolgerungen ab:

1. Erdgas ist fur Deutschland ein unverzichtbarer Rohstoff. Die Gewinnung von
Schiefergas kann zur Stabilisierung der abnehmenden einheimischen Erdgas-
forderung beitragen und damit einen wichtigen Beitrag zur Rohstoffver-
sorgungssicherheit leisten.

2. Die Anwendung der Fracking-Technologie zur Schiefergasgewinnung in
Deutschland erfordert umweltvertragliche Verfahren (z. B. den Einsatz umwelt-
vertraglicher Frac-Fluide) und die Weiterentwicklung des bestehenden Rechts-
rahmens zur Aufsuchung und Gewinnung von Erdgas. Dabei muss der Schutz
des Trinkwassers oberste Prioritat haben.

3. Ob Fracking umweltvertraglich durchgefuhrt werden kann, ist aufgrund unter-
schiedlicher geologischer Verhaltnisse an jedem Standort fallweise zu prufen.
Hierzu muss auf der Grundlage der jeweiligen bergrechtlichen Verfahren eine
Umweltvertraglichkeitsprifung durchgefuhrt werden und die Beteiligung der
Umweltverwaltung, insbesondere der Wasserbehodrden, sichergestellt sein.

4. Die weitere Entwicklung der Technologie in Deutschland erfordert ein transpa-
rentes und schrittweises Vorgehen. Deshalb sollten

- erste Vorhaben als Demonstrationsprojekte durchgefuhrt werden und alle
Beteiligten (Offentlichkeit, Industrie, Wissenschaft und Umweltorganisatio-
nen) von Beginn an einbezogen werden;

- EinzelmalRnahmen und -ergebnisse veroffentlicht und durch ein umfassen-
des wissenschaftliches Programm begleitet und bewertet werden;

- Untersuchungen zur mdglichen Beeintrachtigung des Grundwassers durch
Fracking-Maflinahmen im Mittelpunkt stehen.
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Ghergut (Institut f. Angewandte Mathematik, Bukarest)
Kommentar
Im 1. Absatz ist zu lesen (1. und 3. Satz): „(...) Konferenz naturwissenschaftliche und technische Aspekte“ (…) „Anliegen der Konferenz war (…) den Wissensstand über Chancen und Risiken des Frackings für alle Beteiligten nachvollziehbar zu machen“ 

Nicht nachvollziehbar ist, warum ausgerechnet im Zshg. mit Fracking „der Schutz des Trinkwassers oberste Priorität haben muss“ [Pkt. 2], bzw. „Beeinträchtigung des Grundwassers (...) im Mittelpunkt stehen sollte“ [Pkt. 4c]. Warum nicht etwa: Schutz vor induzierten Beben, oder Schutz geliebter Kulturlandschaften (Magerbiotop, Heidschnucke, Juchtenkäfer u. Dgl.), und warum nicht vielmehr  Entwicklung effizienterer Frackingtechnologien  als Grundlage zur Sicherung auch deren Umweltverträglichkeit? Warum nicht auch Untersuchung des Langzeitverhaltens von gas-depleted shales im Sinne eines vorausschauenden, umfassenden Umweltschutzes? 
Die Priorisierung, was gerade „im Mittelpunkt“ stehen „muss“, ist eine politische, wirtschaftliche, kulturelle, ideologische, religiöse etc.  – ein axiologisches Glatteis, wo die Naturwissenschaft nur in raren Sternstunden ihrer Entwicklung etwas verloren hat (diese Frackingdebatte gehört nicht dazu). Unklar ist zudem, welche der „Beteiligten“ [Pkt. 4a] eine solche Priorisierung seitens der Naturwissenschaft überhaupt erwarten oder darauf setzen. 
Ein Zusammenhang zwischen o. g. „Wissensstand“ und Inhalt dieser „Erklärung“ ist nicht erkennbar. Hörbar ist vielmehr eine Anbiederungserklärung: jene frackingbezogene Angst ums „Wasser“, die von den Medien zurzeit am Eifrigsten gezüchtet wird, soll auch von der Wissenschaft, ad hoc, zum Hauptthema geweiht werden. In böser Lesart: diese Priorisierung bedient optimal auch die aktuelle Verteilung der Fördergeldgier in der deutschen Forschungslandschaft. Zu kurz kommt dabei der Forschungsbedarf in Bereichen, die nicht so direkt mit „Trinkwasser“ aber sehr wohl mit „umweltverträglich“ zu tun haben, und wo wichtige Beiträge zur Versachlichung und Entspannung der Debatte geleistet werden könnten: geomechanische Grundlagenforschung zu Rissentstehung und -ausbreitung, structural trapping, Porendruckänderung, induzierte Seismizität, Langzeitverhalten …;  vielversprechende Bestrebungen der Forschung und Industrie, harmlosere Frackingchemikaliengemische zu entwickeln (und dies nicht nur „des Grundwassers wegen“); Bestrebungen zur technologischen Verfahrensoptimierung und Kostenreduktion (damit auch „Umweltverträglichkeit“ und „größtmögliche Beteiligung“ bezahlbar bleiben). 


RAUFUSS (Dr. Raufuss GeoConsulting)
Kommentar
Zunächst möchte ich mich bei Ihnen für die ausgezeichnete Organisation der Veranstaltung bedanken und finde die Erklärung sehr gelungen.

Als Vorsitzender von Erdwärme Thüringen e.V. vertrete ich 24 Mitgliedsunternehmen. Das Potential der Tiefengeothermie in Thüringen befindet sich im Wesentlichen in der petrothermalen Geothermie. Wir beachten daher sehr genau die Fernwirkung von Schiefergas auf Geothermie. Aktuell diskutieren wir auch Fracking in Mitteltiefen Bereichen. Mein Unternehmen ist hier an einer Masterarbeit zu diesem Thema beteiligt. Obwohl in der Hannover Erklärung immer differenziert vom Erdgas gesprochen wird, besteht bei uns die Sorge, dass eine verpflichtende UVP insb. für Mitteltiefe Geothermie den wirtschaftlichen Knock-out bedeutet.


RAUFUSS (Dr. Raufuss GeoConsulting)
Kommentar
Beim letzten Unterpunkt von 4. könnte man ggf. noch dahingehend differenzieren, dass nicht nur Trinkwasser sondern auch alle Grundwasserleiter im Fokus der Betrachtungen sind.

TEIGLER (DMT GmbH & Co KG)
Kommentar
Die „Hannover-Erklärung“ ist m.E. sehr ausgeglichen formuliert. Wie eine Einbindung verschiedener Behörden, Ämtern etc. aus den Bereichen Geologie, Wasser und Umwelt in den Entscheidungsprozess  erfolgen kann, so dass auch Entscheidungen gefällt werden können, wird noch zu lösen sein.

TEIGLER (DMT GmbH & Co KG)
Textänderung
Textänderungsvorschlag: 
„Die Pläne, die Fracking-Technologie zur Gewinnung von Schiefergas in Deutschland anzuwenden, werden in Deutschland …..“

TEIGLER (DMT GmbH & Co KG)
Textänderung
Punkt 3 hat negativen Beigeschmack. Der Satz lässt sich positiver formulieren.

Textänderungsvorschlag: 
„Die Umweltverträglichkeit von Fracking ist aufgrund unterschiedlicher geologischer Verhältnisse an jedem Standort fallweise zu prüfen.“
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TEIGLER (DMT GmbH & Co KG)
Textänderung
Textänderungsvorschlag:
„Einzelmaßnahmen durch ein umfangreiches wissenschaftliches Programm begleitet und die Ergebnisse bewertet und veröffentlicht werden;“

GRUNDMEIER (WEG e.V.)
Textergänzung
Textergänzungsvorschlag:
Vielen Dank für die Übermittlung des Entwurfes der Hannover-Erklärung, die die wesentlichen Schlussfolgerungen  der Konferenz korrekt wiedergibt. Auf der Konferenz kam es immer wieder zu Missverständnissen zwischen der Anwendung der Fracking-Technologie bei der konventionellen Erdgasgewinnung und bei Projekten und zur Schiefergasgewinnung. Thema der Konferenz war jedoch ausschließlich die Anwendung dieser Technologie zur Schiefergasgewinnung. Daher  regen wir zur Klarstellung und um Missverständnisse zu vermeiden, folgende Änderungen der Erklärung an:

Bitte den ersten Satz wie folgt ergänzen:
Die drei geo- und umweltwissenschaftlichen Institutionen BGR, GFZ und UFZ diskutierten mit nationalen und internationalen Fachleuten auf einer zweitägigen Konferenz naturwissenschaftliche und technische Aspekte zum „umweltverträglichen Fracking“ “ bei der Schiefergasgewinnung.

GRUNDMEIER (WEG e.V.)
Textergänzung
Textergänzungsvorschlag:
Ob Fracking zur Schiefergasgewinnung  umweltverträglich durchgeführt werden kann, ist aufgrund unterschiedlicher geologischer Verhältnisse an jedem Standort fallweise zu prüfen.

FORCHE (Dr. R. Forche Chromatographie)
Kommentar
Vorweg muß ich erläutern, daß ich als studierter Geologe und org. Geochemiker nie als solcher gearbeitet habe und daher mit der Denk- und Sprechweise heutiger
Geowissenschaftler, insbesondere solcher im öffentlichen Dienst, nicht sonderlich vertraut bin. Unabhängiges interdisziplinäres Arbeiten und Denken, wie ich es seit dem Studium beruflich betreibe, veranlaßt mich allerdings zu einer Stellungnahme zu dieser im
Themenkreis Geologie Chemie Versorgungssicherheit angesiedelten Veranstaltung.
Das Thema Fracking bzw. die Veranstaltung zum Thema in Hannover reizte mich aus allgemeinem Interesse und weil dies wieder mal ein Thema zu sein scheint, bei dem interessierte Kreise, oft als Bürgerinitiativen organisiert, die Meinungsführerschaft gegenüber sachlichen, gar durch wissenschaftliche Forschung belegbaren, informationen
übernehmen. Daß dieses ohne nennenswerte Gegenwehr der maßgeblichen Forschungseinrichtungen oder auch der Industrie geschieht, kann man in diesen Tagen erfahren und insbesondere an dem vorliegenden Entwurf einer Abschlußerklärung zu o.g.
Konferenz ablesen.

Zu Punkt 1: Diese sehr schwammige Aussage geht mit keinem Wort auf die wirtschaftliche Situation ein, die, wie gesagt wurde, auf sehr wackligen Beinen steht.

Zu Punkt 2 und 3: Hier wird zu Recht auf den Schutz des Trinkwassers eingegangen, ohne jedoch den Hinweis zu wagen, daß eine schärfere Definition des Begriffs Trinkwasser und dessen Abgrenzung vom Begriff Grundwasser überfällig und nötig ist. In Gesprächen
mit Teilnehmern fiel mir auf, daß Geowissenschaftler sich bei diesem Thema gern hinter Paragraphen und juristischen Spitzfindigkeiten verstecken, statt die geologischen Sachverhalte in den Vordergrund zu stellen. Hier ist eine offene und sachliche Vorstellung der geologischen Tatsachen anzustreben. Vor allem gegenüber Trägern berechtigter
Bedenken gilt es, strittige Begriffe klar zu definieren, und zwar in erster Linie geologisch und nicht juristisch. Um es so auszudrücken: die Öffentlichkeit muß verstehen, daß Trinkwasser zwar ein Teil des Grundwassers ist, aber nicht jedes Grundwasser Trinkwasser. Das würde vielen Bedenken den Wind aus den Segeln nehmen.

Zu Punkt 4: Ein Pilotprojekt wäre in der Tat zu begrüßen. Leider sind die geologischen Verhältnisse wohl zu unterschiedlich, als daß daraus leicht allgemeine Schlüsse gezogen
werden könnten. Jedoch gibt es schon heute flächendeckende Informationen über z.B. die Teufenlage der fraglichen Horizonte, und im Kontrast dazu auch der als Trinkwasser nutzbaren und genutzten Grundwasserhorizonte in demselben Gebiet. Durch geschickte Öffentlichkeitsarbeit muß es doch zu vermitteln sein, daß ggf. von den geplanten Arbeiten keine Gefahr für das Trinkwasser ausgeht.
Fazit: Was hat dieser immerhin zweitägige, aufwendige Kongreß gebracht? Viel könnte, sollte und müßte, aber nichts Konkretes. Schon gar keine deutliche Abgrenzung zu all dem Unsinn, der im Zusammenhang mit Frackinganwendungen in USA immer noch bei uns kursiert. Schaut man sich manche web-logs an, so kommt man zu der Erkenntnis, daß hier in zwei verschiedenen Sprachen und mit unterschiedlichen Motivationen zu 95% aneinander vorbeigeredet wird. DA IST NOCH VIEL ZU TUN!
Ein Trost bleibt: Der Tenor der Gerüchte im Anschluß an den Kongreß läßt vermuten, daß die ganze Sache gar nicht wirtschaftlich sein kann. Noch nicht.
Aus sachlichen Gründen kann ich kaum gegen Fracking sein, bei dem bestimmte Regeln eingehalten werden. Leider ist das bei den meisten Berufs-BIs noch nicht angekommen.
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BEVER (BASF)
Textänderung
Vielen Dank für die Möglichkeit, die Erklärung zu kommentieren. Ich habe eine Anmerkung zu Punkt 2.

Textänderungsvorschlag: „…(z. B. den umweltverträglichen Einsatz von Frac-Fluiden).“

Erläuterung: Das Ziel umweltverträglicher Verfahren ist es, den Eintrag von Chemikalien in das Grundwasser auszuschließen. Zur Vermeidung eines Risikos müssen alle im Zusammenhang mit dem Fracking erforderlichen technischen Einzelmaßnahmen so durchgeführt werden, dass eine Kontamination ausgeschlossen ist, unabhängig davon, wie die Chemikalien eingestuft sind.

GRUHL (Aktionsbündnis No Moor Fracking)
Kommentar
Zu 1)
Der im Entwurf herausgestellte Beitrag zur Versorgungssicherheit ist nicht nachvollziehbar. Als einzig realistisches Szenario ist derzeit ein Halten der bisherigen Inlandsquote anzusehen, jedoch keinesfalls eine Explosion der Förderrate wie in den USA (vgl. auch DGMK-Tagung). Daraus folgt bei gut 22%
Erdgasanteil am Primärenergieverbrauch und 12 % inländischer Förderung lediglich eine Deckung von 2,5% des deutschen Primärenergieverbrauchs aus einer etwaigen Schiefergasförderung.
Demgegenüber liefern bereits heute erneuerbare Energien mit etwa 13% Anteil das Fünffache dessen.
Ein positiver Nutzen für die Energiewende oder Klimabilanz ist gestützt auf den Beitrag von Herrn Prof. Dr. Hennicke nicht zu erwarten. Der propagierten „grünen“ CO2-Bilanz stehen katastrophale
Klimabilanzen unter Einbezug der Methanemissionen gegenüber und derzeit werden vermehrt Gaskraftwerke stillgelegt. Langfristig wäre eine Kompensation von Verbrauchsschwankungen deutlich
CO2-ärmer über Power-to-gas-Konzepte zu erreichen als nach Schiefergas zu bohren. Auch ein außenpolitischer Vorteil ist nicht erkennbar, müssen doch weiterhin knapp 90% des Gases
importiert werden, wofür Dank des europäischen Pipelineverbunds und zunehmender Kapazität der LNG-Terminals eine Vielzahl von Lieferanten verfügbar ist. Selbst die vorgeblich leeren Speicher im Frühjahr waren ein hausgemachtes Problem, es wurde trotz langem Winter in den ersten vier Monaten
10% weniger Gas als im Vorjahr importiert.

Zu 2)
„Weiterentwicklung des bestehenden Rechtsrahmens“ ist eine völlig inhaltlose Worthülse. Da eine Reihe erheblicher Umweltgefährdungen verfahrensimmanent sind, stellt sich die Frage nach einem umweltverträglichen Ablauf gar nicht erst. Die Diskussion um eine „chemieloses“ “Green Fracking“ ist obsolet, da auf den gleichen Pfaden wie Gefährdungen durch Chemikalien auch
vergleichbare Gefährdungen durch toxisches Lagerstättenwasser bestehen.
Es ist zudem nicht nachvollziehbar, warum entgegen dem allgemeinen Schutz des Wassers im Wasserhaushaltsgesetz nun beim Fracking ausschließlich (aktiv genutzte) Trinkwasservorkommen
schutzwürdig sein sollen. Ein Ölwechsel auf einem Feldweg wird nicht dadurch legal, dass man es außerhalb eines Wasserschutzgebiets macht. Insbesondere Mineralwasservorkommen wurden wieder einmal völlig aus der Betrachtung gelassen.

Zu 3)
Die angesprochene bergrechtliche Grundlage für eine UVP ist im aktuellen Rechtsrahmen überhaupt nicht gegeben. Bzw. wenn man sie über Umsetzungslücken der EU-Vorgaben herbeikonstruiert, sind die UVPs auch für bestehende Fracs umgehend nachzuholen.

Zu 4)
Aufgrund der fehlenden Relevanz (siehe 1) und dem Besorgnisgrundsatz in Anbetracht möglicher schwerwiegender Umweltauswirkungen besteht keinerlei Notwendigkeit die Schiefergasförderung
voranzutreiben. Wie das LBEG mitteilte, wurde bislang auf jegliches Umweltmonitoring von Frac-Maßnahmen verzichtet. Der Grundsatz der Risikominimierung gebietet es daher, zunächst einmal die fehlenden Kenntnisse weitestgehend aus den bisherigen Fracs zu gewinnen, bevor neue Risiken
geschaffen werden. Aufgeführte Schlagworte wie „Transparenz“ und „Einbezug der Öffentlichkeit“ stellen sich bislang als reine Absichtserklärungen dar. Insbesondere räumt eine Kommunikation von Risiken diese noch lange nicht aus dem Weg und ein Monitoring kann Schäden nur feststellen, nicht jedoch verhindern.
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SAUTER (Universität Göttingen)
Kommentar
Vielen Dank für die Initiative und die Einladung, persönlich an dieser Erklärung partizipieren zu können.

Ich halte die Erklärung für sehr gelungen, habe aber den Eindruck, als ob die Arbeiten der letzten zwei Jahre durch die verschiedenen Gutachten, Prozesse etc. un die daraus folgenden Empfehlungen nur teilweise berücksichtigt wurden.

z.B. erste Untersuchungen zeigen, dass Fracking unter best. 
Voraussetzungen als kontrollierbar eingeschätzt werden kann,

Vielleicht kann ein solcher Satz noch eingebaut werden.

HECHT (Allianz öffentl. Wasserwirtschaft)
Kommentar
Die Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft (AöW) e.V. als Interessenvertretung der öffentlichen, kommunalen und verbandlichen Wasserwirtschaft kommentiert hiermit die Abschlusserklärung zur Konferenz „Umweltverträgliches Fracking?“ am 24./25. Juni 2013 in Hannover („Hannover-Erklärung“). 
1. Wenn die Aussage, dass der Schutz des Trinkwassers oberste Priorität hat, ernst gemeint ist (siehe Punkt 2. Satz 2), dann sollte er konsequent und „uneingeschränkt“ auch an erster Stelle stehen. 
2. Dass Erdgas so unumstößlich wie unter Punkt 1 formuliert, für Deutschland ein unverzichtbarer Rohstoff ist, muss allein schon angesichts bekannter Szenarien über die Rohstoffreserven bezweifelt werden. In einem dichtbesiedelten Land wie Deutschland sehen wir die Absicht, eine Stabilisierung der Rohstoffversorgung mit einem nach derzeitigen Erkenntnissen so umweltbelastenden Verfahren wie der Schiefergasgewinnung herbeizuführen, äußerst kritisch. 
3. Vor der Prüfung der Umweltverträglichkeit von Fracking-Vorhaben ist ein generelles Verbot von Fracking in Wasserschutzgebieten einzuhalten. Außerdem ist ein weitergehendes Verbot auch auf nicht ausgewiesene Schutzgebiete für die Trinkwassergewinnung sowie Vorranggebiete für die Trinkwassergewinnung erforderlich. Es bestehen außerdem auch Risiken für Oberflächengewässer, aus denen Trinkwasser gewonnen wird. Insofern ist ein Frackingverbot auch auf die Einzugsgebiete von Flüssen und Seen, aus denen Trinkwasser gewonnen wird, auszudehnen. Schließlich muss ein Sicherheitsabstand zu den hier genannten sensiblen Gebieten und auch für den Untergrund unter diesen Gebieten eingehalten werden, damit insbesondere Gewässerbelastungen durch waagerechte Bohrungen und geologische Verwerfungen ausgeschlossen werden können. Sowohl die betroffenen Kommunen als auch die im Umfeld von Fracking-Gebieten tätigen Wasserversorger müssen frühestmöglich verbindlich einbezogen werden. 
4. Aus Punkt 4. der Erklärung wird nicht deutlich, nach welchen Maßgaben/Regeln Demonstrationsprojekte durchgeführt werden sollen. Hierfür bedarf es nach unserer Auffassung zunächst eines neuen rechtlichen Rahmens, der den Gewässerschutz vollumfänglich beachtet. Dies sollte klargestellt werden. 
Aus den in 2012 veröffentlichten Risikostudien geht hervor, dass zunächst weitergehende Forschung erforderlich ist. Wieso nun ohne weitere Forschung bzw. Veröffentlichung von evt. inzwischen vorliegenden Ergebnissen bereits „Einzelmaßnahmen“ und Demonstrationsprojekte durchgeführt werden sollen, womöglich mit öffentlichen Mitteln finanziert, ist nicht nachzuvollziehen. Dies in der Erklärung als schrittweises Vorgehen bezeichnete Verfahren überspringt die Forschung (siehe Punkt 4.) und muss insoweit geändert werden. 
5. Die Entsorgung des Fracking-Abwassers, bestehend aus Fracking-Flüssigkeit und Lagerstättenwasser (Flowback), wird nicht erwähnt. Insoweit ist die sog. „Hannover-Erklärung“ unvollständig bzw. blendet eine ernst zu nehmende Problematik der Fracking-Technologie völlig aus. 
Im Übrigen verweisen wir auf unsere bisherigen Positionen zu dem Thema: 
· AöW-Stellungnahme zum Entwurf [Stand: 11.03.2013] einer Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau)http://www.aoew.de/media/publikatioonen/pdf/AoeW_Stellungnahme_Fracking_Aenderung_UVP-V_Bergbau_2013-03-20_endg.pdf 
· AöW-Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes/ Fracking [Stand: 07.03.2013]http://www.aoew.de/media/publikatioonen/pdf/AoeW_Stellungnahme_Fracking_Aenderung_WHG_endg_2013-03-20.pdf
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HAMMERBACHER (Hammerbacher Gmbh)
Kommentar
Insgesamt gibt die Erklärung nach  meinem Überblick den Stand der fachlichen Debatte angemessen wieder und fokussiert im Einvernehmen damit auf die Durchführung von Demonstrationsprojekten mit wissenschaftlicher und öffentlicher Begleitung, um die derzeit noch offenen Fragen zu beantworten.

In Punkt 1 der Erklärung wird allerdings eine Aussage zur energiewirtschaftlichen Relevanz gemacht, die im Sinne eines wissenschaftlichen Statements nicht ausreichend fundiert werden kann und daher u.U. auch die Wahrnehmung der weiteren Punkte beeinträchtigt.
Diese Frage (1) stand nicht im Fokus des Kongresses, (2) die Teilnehmerschaft für eine angemessene Diskussion dieser Frage hätte eine breitere fachliche Zusammensetzung haben müssen und (3) wird hier eine Aussage gemacht, zu der bisher – anders als im Fall der Umwelt- und Risikoaspekte – keine systematische und nachvollziehbare fachliche und öffentliche Debatte vorliegt.

Die Intention, das Potenzial speziell der unkonventionellen Vorkommen in Deutschland anzusprechen, stellt sicher einen wesentlichen Punkt für die Abwägung in der öffentlichen und politischen Debatte dar. Ein Statement mit wissenschaftlichem Anspruch kann jedoch m.M. nach auf Basis des jetzigen fachlichen Debattenstands i.W. nur darauf abzielen, das das durch die BGR fundierte Potenzial als relevante national verfügbare Quelle ernstgenommen und seine Nutzung ergebnisoffen geprüft werden sollte.
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